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Letzten Freitag feierte das offizielle Indien den 
Unabhängigkeitstag mit dem üblichen Pomp. 
Der neue Premierminister Narendra Modi 
nahm das Jubiläum der Loslösung Indiens vom 
britischen Imperium 1947 zum Anlass, Indiens 
Widerstand gegen die Welthandelsorganisa
tion (WTO) zu verteidigen: Indien lehne das 
umfassende Handelsabkommen Trade Facili
tation Agreement (TFA) ab, «um die Interessen 
der Armen im Land zu schützen», auch wenn 
dies auf internationaler Ebene nicht gut an
komme. Damit warf Modi, der seit knapp drei 
Monaten im Amt ist, der Vorgängerregierung 
ziemlich direkt vor, Indiens Arme verraten zu 
haben, da diese Ende 2013 bei 
den Verhandlungen in Bali den 
Deal gutgeheissen hatte. 

Auf den ersten Blick mag 
Modis Position erstaunen. Im
merhin war die Vorgängerre
gierung der United Progressive 
Alliance relativ protektionistisch 
eingestellt, während Modi als 
Chief Minister des Bundesstaats 
Gujarat die wirtschaftliche Glo
balisierung (kombiniert mit Vet
ternwirtschaft) als Erfolgsmodell 
propagierte, das aufs ganze Land 
übertragen werden müsse, um die wirtschaft
liche Entwicklung voranzutreiben. Warum 
sollte Modi diese Prinzipien nun plötzlich über 
Bord werfen? Und das ausgerechnet kurz vor 
seiner Reise in die USA, deren Regierung auf 
einen neoliberalen Kurswechsel in Delhi zählt? 

Faktisch ist gar nicht so viel passiert. In
dien unterstützt zwar den WTOKonsens, den 
Freihandel zu fördern, etwa durch die Verringe
rung bürokratischer Hindernisse und intrans
parenter Zollbestimmungen. Doch gleichzeitig 
besteht das Land darauf, sein jahrzehntelang 
erprobtes System der Ernährungssicherheit 
aufrechtzuerhalten. Dieses beinhaltet ein staat
liches Lager und Verteilsystem für Landwirt
schaftsprodukte und die Subventionierung der 
wichtigsten Grundnahrungsmittel für die arme 
Bevölkerungsschicht. In Indiens Politik und 
Zivilgesellschaft herrscht ein breiter Konsens, 
dass dieses System nicht zur Debatte stehe, da 
rund ein Drittel der indischen Bevölkerung von 
Unter und Fehlernährung betroffen ist. 

Da die WTO vor allem die Subventionen 
stark einschränken will, hat das Parlament in 
Delhi nun den Ratifizierungsprozess des TFA 
zumindest vorläufig gestoppt. Die Handelsmi
nisterin Nirmala Sitharaman begrüsste dies: 
«Ernährungssicherheit ist eine humanitäre 
Notwendigkeit, vor allem in diesen Zeiten der 
Unsicherheit, und sie kann nicht merkantilisti
schen Zielen geopfert werden.» Daraufhin ga
ben auch mehrere indische Unternehmensver
bände ihre Unterstützung des Regierungs und 
Parlamentskurses bekannt. 

Der vielleicht wichtigste Zuspruch für 
Indiens Widerstand kommt von der Uno. «Es 
ergibt keinen Sinn, Jobs für irgendwelche ande
ren Länder zu schaffen, während eigene Leute 
immer noch hungrig sind», sagte der Präsident 
des Internationalen Fonds für landwirtschaft
liche Entwicklung (IFAD), Kanayo Nwanze. 
«Wenn ich wählen müsste zwischen der Ernäh
rung meiner eigenen Familie und der Schaf
fung von Arbeitsplätzen für jemand anderen, 
was würde ich tun? Was würden Sie tun?» 

In Indien loben nun viele Narendra Modi 
dafür, «es den Industrieländern gezeigt» zu 
haben. Sie sehen Modi als grossen Nationalis

ten, der das indische System der 
Ernährungssicherheit gerettet 
habe, auch wenn er dafür die EU, 
die USA oder Australien gegen 
sich aufgebracht habe. Modi liess 
die Welt wissen, dass sein «In
dia first» nicht weniger wichtig 
sei als Barack Obamas «America 
first». 

In der Tat: Was soll daran 
falsch sein, wenn die Regierung 
die indischen BäuerInnen un
terstützt, die verständlicher
weise fordern, dass sie für die 

wirtschaftlichen Risiken kompensiert werden, 
die von den globalen Marktkräften ausgehen? 
Vor allem wenn die BäuerInnen in Industrie
ländern massive Unterstützung und Subven
tionen erhalten. Die EU und die USA subventio
nieren ihre Landwirtschaft derzeit rund zehn
mal so stark wie Indien: Die USA etwa verteilen 
120 Milliarden USDollar an ihre 3 Millionen 
FarmerInnen, während die 500 Millionen in
dischen BäuerInnen insgesamt umgerechnet  
15 Milliarden USDollar erhalten. 

Auch wenn es in Indien einen Konsens 
gibt, den Widerstand gegenüber der WTO zu 
unterstützen, so gibt es gute Gründe, Modis 
Wahrhaftigkeit anzuzweifeln. Denn gleichzei
tig schränkt die Regierung die Handlungsfä
higkeit der Food Corporation of India massiv 
ein. Diese Institution, die seit 1965 besteht, soll 
die nationale Ernährungssicherheitsstrategie 
umsetzen, etwa durch die Abnahme landwirt
schaftlicher Produkte zu einem Mindestpreis. 
Auch dieser ist soeben gesenkt worden. Ausser
dem müsste das System viel effizienter wer
den – seit Jahren streichen Bürokratinnen und 
Mittelsmänner einen Teil der Subventionen ein, 
und fast ein Drittel der Grundnahrungsmittel 
verdirbt, weil die Distributionskanäle und La
gerungsbedingungen katastrophal sind. 

Wenn Modi wirklich die Interessen der 
Armen verteidigen will, sollte er dies nicht nur 
auf internationaler Ebene zelebrieren. Er sollte 
damit schon mal zu Hause anfangen. 

Aus dem Englischen von Markus Spörndli
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 Indien zuerst – 
aber was ist  
mit den InderInnen?
Der neue indische Regierungschef Narendra Modi will sich  
mit der Ablehnung eines WTOAbkommens für die Interessen  
der Armen einsetzen. Doch zu Hause tut er das Gegenteil.

Selbst die Uno ist mit ihm zufrieden: Aber wird Indiens Premier Modi seine Versprechen halten?  
FOTO: KEVIN FRAYER , GETTY IMAGES

Der staatliche 
Mindestpreis zur 
Abnahme von 
Lebensmitteln ist 
gesenkt worden.

WOLFGANG LEONHARD (1921–2014)

Die Enttäuschung der Überzeugten
Der Begriff «Renegat» (seltener auch die Re
negatin) reicht tief in die innerlinke Geschich
te. Er gehört zu den religionsähnlichen Zügen 
insbesondere der kommunistischen Bewegung. 
Renegaten schwören ihren frühen Ansichten ab. 
Lenin nannte schon 1918 den linken Sozialde
mokraten Karl Kautsky einen Renegaten, unter 
Stalin wurde das Wort zum Verdammungs
urteil, und in heutigen sektiererischen kommu
nistischen Zirkeln wird es weiterhin verwendet. 
Die damit gemeinte Kritik gab es wellenförmig: 
nach den stalinistischen Schauprozessen, nach 
Ungarn 1956, Prag 1968 …

Bereits 1937 schrieb André Gide einen er
nüchterten Reisebericht aus der  Sowjetunion; 
1940 schilderte Arthur Koestler, der 1937 in 
Spanien in einem faschistischen Gefängnis ge
sessen hatte, die «Sonnenfinsternis» der Schau
prozesse. 1950 bündelte der Sammelband «Ein 
Gott, der keiner war» die Kritik von Koestler, 
Gide, Ignazio Silone und Stephen Spender. 1955 
lieferte Wolfgang Leonhard mit «Die Revolu
tion entlässt ihre Kinder», seinem ersten Buch, 
die erste kritische Auseinandersetzung aus 
eige ner Anschauung mit der neuen «Volks
demokratie» auf deutschem Boden. 

Der 1921 geborene Leonhard hatte 
1935, dreizehnjährig, mit seiner Mutter Nazi
deutschland verlassen und war über Schwe
den in die Sowjetunion eingereist. Dort wurde 
seine Mutter als «unzuverlässige Auslände
rin» in ein Arbeitslager verschickt. Wolfgang 

wurde zuerst in einem Heim, dann in einer 
Parteischule, schliesslich im berühmtberüch
tigten Hotel Lux in Moskau untergebracht. Im 
April 1945 kehrte er mit der KPDGruppe um 
Walter Ulbricht nach Berlin zurück und be
trieb dort Parteischulung. Im März 1949 floh er 
nach Jugoslawien, 1950 in die Bundesrepublik 
Deutschland. 

Seine Abrechnung mit dem Sowjetkom
munismus und dem Aufbau der DDR ist hart, 
aber von Melancholie durchzogen: So viel wäre 
möglich gewesen. 

Renegaten sind für Rechtdenkende be
sonders gefährlich, weil sie aus dem Innern der 
Maschine berichten. Andererseits tendieren 
sie zur Schwarzweissmalerei: Aus Scham oder 
Zorn über die eigene Verführbarkeit überstei
gern sie die Macht und die Gefährlichkeit der 
Ideologie, der sie verfallen waren. 

Leonhard ging diesen Weg nicht ganz. 
Als sogenannter Kremologe war er viel gefragt 
und verfolgte die Permutationen im Sowjetap
parat. Gegenüber dem Sowjetkommunismus 
blieb er unerbittlich kritisch, doch erkannte 
er den Prager Frühling als Hoffnung, sah im 
Eurokommunismus einen bedeutungsvollen 
Wandel und sympathisierte bis in die letzten 
Jahre mit einem demokratischen Sozialismus. 
Sein Name bleibt vor allem mit seinem ersten 
Buch verbunden. Am Sonntag ist Wolfgang 
 Leonhard im Alter von 93 Jahren gestorben. 

STEFAN HOWALD

DEUTSCHLAND/IRAK

Wie irrational  
ist Gregor Gysi?
Der Fraktionschef der Partei Die Linke plädiert für Waffenlieferungen an  
KurdInnen im Irak. Damit untergräbt er die Glaubwürdigkeit seiner Partei.

VON WOLFGANG STORZ, FRANKFURT

Bisher war Konsens zwischen allen Parteien 
in Deutschland: keine Waffenlieferungen in 
Krisengebiete. Nun neigt die Bundesregierung 
mehr (Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen, CDU) oder weniger (Aussenminis
ter FrankWalter Steinmeier und Vizekanzler 
Sigmar Gabriel, beide SPD) dazu, mit diesem 
Grundsatz zu brechen: Deutschland soll den 
KurdInnen Waffen liefern, damit die Bevölke
rung besser vor den Terrormilizen des Islami
schen Staats (IS) geschützt werden kann. Diese 
Neigung der Regierung löst in den an ihr betei
ligten Parteien Streit und Widerstand aus: Ralf 
Stegner, Vize vorsitzender der SPD, ebenso wie 
der CDUPolitiker Norbert Röttgen, Vorsitzen
der des Auswärtigen Ausschusses, lehnen sol
che Lieferungen strikt ab.

Vor diesem Hintergrund gelang Gregor 
Gysi, Vorsitzender der Bundestagsfraktion Die 
Linke, vor gut einer Woche ein Überraschungs
coup: Das gehe so nicht weiter mit dem ISTerror, 
verlautbarte er via Interview, auch Deutschland 
müsse sich überlegen, Waffen in den Nordirak 
zu liefern. Was war in Gregor Gysi gefahren? Es 
ist seine Partei, die sich mehr als jede andere 
in Deutschland bemüht, als die Friedenspartei 
dazustehen. Ihre Beschlusslage ist unüberbiet
bar eindeutig: Sie ist nicht nur strikt gegen 
den Export von Rüstungsgütern und sowieso 
gegen Waffenlieferungen in Krisengebiete. Im 
Programm der Partei wird «das sofortige Ende 
aller Kampfeinsätze der Bundeswehr» gefor
dert, wozu auch alle Unomandatierten Ein
sätze gehören. Und: Die Partei werde «in jeder 
politischen Konstellation dafür eintreten, dass 
Deutschland aus den militärischen Strukturen 
des Militärbündnisses austritt und die Bundes
wehr dem Oberkommando der Nato entzogen 
wird».

Was treibt diesen Mann?

Geht man davon aus, dass Gregor Gysi die Be
schlusslage kennt, bleibt die Frage: Was treibt 
diesen Mann, der versucht, mit dem Pressluft
bohrer eines der entscheidenden Alleinstel
lungsmerkmale seiner Partei zu zertrümmern? 
Das haben sich offensichtlich auch alle seine 
ParteifreundInnen gedacht. Niemand stand 
ihm bei, alle kritisierten ihn scharf: nicht nur 
Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch, bei
de stellvertretende Fraktionsvorsitzende im 
Bundestag, auch der Aussenpolitiker und Rüs
tungsexperte der Fraktion, Jan van Aken.

Was auf den ersten Blick so unüber
legt daherkommt, hat einen rationalen Kern: 
Denn wenn es noch ein Hindernis gibt, das 
einer Bundesregierung von SPD, Grünen und 
Linkspartei entgegensteht, dann sind das die 
rigorosen friedenspolitischen Positionen der 
Linkspartei. Es wird keine Bundesregierung 
geben, die die Rüstungsexporte auf null setzt, 
und vor allem keine, deren Ziel es ist, sich aus 
dem NatoOberkommando zu verabschieden. 
Gregor Gysi, 66 Jahre alt, wird vermutlich bei 
der Bundestagswahl 2017 nicht mehr antreten. 
So sieht er es wohl als seine (letzte) Aufgabe 
an, inhaltlich den Boden für eine rotrotgrüne 
Option im Bund zu bereiten. Deshalb nutzt er 
die Gelegenheit, um die momentane Positio
nierung seiner eigenen Partei zu untergraben. 
Als die Fernsehbilder über das Morden der IS
Truppen an wehrlosen ZivilistInnen immer un
erträglicher wurden, sah er wohl einen solchen 
Moment gekommen.

Die Linke muss gut abschneiden

Doch auch die Rationalität von Gregor Gysi 
birgt Irrationales in sich. Denn diese rotrot
grüne Option wird es nur geben, wenn Die Lin
ke bei der Wahl gut abschneidet. Und das wird 
sie nur, wenn sie auch das politische Pfund der 
letzten wahrhaften Friedenspartei Deutsch
lands in die Waagschale werfen kann  – ein 
Alleinstellungsmerkmal, das ihr vermutlich 
nur deshalb geblieben ist, weil sie im Bund 
noch nie mitregieren konnte. So ist nicht aus
zuschliessen, dass das Nein der Partei zum 
Vorstoss ihres Fraktionsvorsitzenden auch des
halb so einhellig ausfiel, weil in den kommen
den Wochen in insgesamt drei ostdeutschen 
Bundesländern die Landtage neu gewählt wer
den. Inzwischen hat Gysi seine Haltung etwas 
abgeschwächt und betont, humanitäre Hilfe
leistungen würden in der Krisenregion eher 
benötigt als Waffen.

Die aktuelle Debattenlage sieht nun
mehr wie folgt aus: Die Regierungsparteien 
streiten öffentlich über mögliche Waffenlie
ferungen in den Nordirak. Und die Partei Die 
Linke schweigt dazu seit Tagen  – als seien 
Gysi aufgrund seiner Isolation und die Partei 
aufgrund von Gysis Vorstoss vor Entsetzen 
verstummt. Mitregieren oder Prinzipientreue – 
gegen die Zwickmühle, die Gysi provoziert 
hat, hilft aller dings weder Schweigen noch 
Augenschlies sen.


